
§ 13 (Polizeiliche Auflösung von Ver-
sammlungen)

(1) Die Polizei (§ 12) kann die Versammlung 
nur dann und unter Angabe des Grundes auf-
lösen, wenn

1. der Veranstalter unter die Vorschriften des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 fällt, und im Falle der 
Nummer 4 das Verbot durch die zustän-
dige Verwaltungsbehörde festgestellt wor-
den ist,

2. die Versammlung einen gewalttätigen oder 
aufrührerischen Verlauf nimmt oder unmit-
telbare Gefahr für Leben und Gesundheit 
der Teilnehmer besteht,

3. der Leiter Personen, die entgegen § 2 
Abs. 3 Waffen mit sich führen, nicht sofort 
ausschließt und für die Durchführung des 
Ausschlusses sorgt,

4. durch den Verlauf der Versammlung gegen 
Strafgesetze verstoßen wird, die ein Ver-
brechen oder von Amts wegen zu verfol-
gendes Vergehen zum Gegenstand haben, 
oder wenn in der Versammlung zu solchen 
Straftaten aufgefordert oder angereizt wird 
und der Leiter dies nicht unverzüglich un-
terbindet.

In den Fällen der Nummern 2 bis 4 ist die 
Auflösung nur zulässig, wenn andere polizei-
liche Maßnahmen, insbesondere eine Unter-
brechung, nicht ausreichen.

(2) Sobald eine Versammlung für aufgelöst er-
klärt ist, haben alle Teilnehmer sich sofort zu 
entfernen.

Abschnitt III. Öffentliche Versammlungen 
unter freiem Himmel und Aufzüge

§ 14 (Anmeldungspflicht für Versammlun-
gen im Freien)

(1) Wer die Absicht hat, eine öffentliche Ver-
sammlung unter freiem Himmel oder einen 
Aufzug zu veranstalten, hat dies spätestens 
48 Stunden vor der Bekanntgabe der zustän-
digen Behörde anzumelden.

(2) In der Anmeldung ist anzugeben, welche 
Person für die Leitung der Versammlung oder 
des Aufzuges verantwortlich sein soll.

§ 15 (Verbot von Versammlungen im 
Freien; Auflagen, Auflösung)

(1) Die zuständige Behörde kann die Ver-
sammlung oder den Aufzug verbieten oder 
von bestimmten Auflagen abhängig machen, 
wenn nach den Umständen die öffentliche Ord-
nung oder Sicherheit unmittelbar gefährdet 
ist.

(2) Sie kann eine Versammlung oder einen 
Aufzug auflösen, wenn sie nicht angemeldet 
sind, wenn von den Angaben der Anmeldung 
abgewichen oder den Auflagen zuwidergehan-
delt wird oder wenn die Voraussetzungen zu 
einem Verbot nach Absatz 1 gegeben sind.

(3) Eine verbotene Veranstaltung ist aufzulö-
sen.

§ 16 (Bannkreis)

(1) Öffentliche Versammlungen unter freiem 
Himmel und Aufzüge sind innerhalb des be-
friedeten Bannkreises der Gesetzgebungsor-
gane des Bundes oder der Länder sowie des 
Bundesverfassungsgerichts verboten.

(2) Die befriedeten Bannkreise für die Ge-
setzgebungsorgane des Bundes und für das 
Bundesverfassungsgericht werden durch Bun-
desgesetz, die befriedeten Bannkreise für die 
Gesetzgebungsorgane der Länder durch Lan-
desgesetze bestimmt.

(3) Das Weitere regeln die Bannmeilenge-
setze des Bundes und der Länder.

§ 17 (Ausnahme für religiöse Feiern und 
Volksfeste)

§§ 14 bis 16 gelten nicht für Gottesdienste un-
ter freiem Himmel, kirchliche Prozessionen, 
Bittgänge und Wallfahrten, gewöhnliche Lei-
chenbegängnisse, Züge von Hochzeitsgesell-
schaften und hergebrachte Volksfeste.

§ 18 (Entsprechende Anwendung des 
II. Abschnitts)

(1) Für Versammlungen unter freiem Himmel 
sind § 7 Abs. 1, §§ 8, 9 Abs. 1, §§ 10, 11 Abs. 2, 
§§ 12 und 13 Abs. 2 entsprechend anzuwen-
den.

(2) Die Verwendung von Ordnern bedarf po-
lizeilicher Genehmigung. Sie ist bei der An-
meldung zu beantragen.



(3) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die 
Ordnung gröblich stören, von der Versamm-
lung ausschließen.

§ 19 (Ordnungsvorschriften)

(1) Der Leiter des Aufzuges hat für den ord-
nungsgemäßen Ablauf zu sorgen. Er kann sich 
der Hilfe ehrenamtlicher Ordner bedienen, 
für welche § 9 Abs. 1 und § 18 gelten.

(2) Die Teilnehmer sind verpflichtet, die zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung getroffenen 
Anordnungen des Leiters oder der von ihm be-
stellten Ordner zu befolgen.

(3) Vermag der Leiter sich nicht durchzuset-
zen, so ist er verpflichtet, den Aufzug für be-
endet zu erklären.

(4) Die Polizei kann Teilnehmer, welche die 
Ordnung gröblich stören, von dem Aufzug aus-
schließen.

§ 20 (Einschränkung des Grundrechts der 
Versammlungsfreiheit)

I
Das Grundrecht des Artikels 8 des Grundge-
setzes wird durch die Bestimmungen dieses 
Abschnitts eingeschränkt.

Abschnitt IV. Strafvorschriften

§ 21 (Störung von Versammlungen)

Wer in der Absicht, nichtverbotene Versamm-
lungen oder Aufzüge zu verhindern oder zu 
sprengen oder sonst ihre Durchführung zu ver-
eiteln, Gewalttätigkeiten vornimmt oder an-
droht oder grobe Störungen verursacht, wird 
mit Gefängnis bestraft. Daneben kann auf 
Geldstrafe erkannt werden.

§ 22 (Beeinträchtigung und Bedrohung 
■ der Versammlungsleitung)

Wer bei einer öffentlichen Versammlung oder 
einem Aufzug dem Leiter oder einem Ordner 
in der rechtmäßigen Ausübung seiner Ord-
nungsbefugnisse durch Gewalt oder durch Be-
drohung mit Gewalt Widerstand leistet oder 
ihn während der rechtmäßigen Ausübung sei-
ner Ordnungsbefugnisse tätlich angreift, wird 
mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft.

§ 23 (Aufforderung zu verbotenen Ver-
sammlungen und Aufzügen)

(1) Wer öffentlich,, in einer Versammlung 
oder durch Verbreiten von Schriften, Schall-
aufnahmen, Abbildungen oder Darstellungen, 
zur Teilnahme an einer verbotenen öffent-
lichen Versammlung oder einem verbotenen 
Aufzug auffordert, wird mit Gefängnis oder 
mit Geldstrafe bestraft.

(2) Kannte der Täter das Verbot infolge von 
Fahrlässigkeit nicht, so ist auf Geldstrafe zu 
erkennen.

§ 24 (Verwendung bewaffneter Ordner)

Wer als Leiter einer öffentlichen Versamm-
lung oder eines Aufzuges Ordner verwendet, 
die bewaffnet sind, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahr bestraft.

§ 25 (Abweichende Durchführung von 
Versammlungen und Aufzügen)

Wer als Leiter einer öffentlichen Versamm-
lung unter freiem Himmel oder eines Auszu-
ges

1. die Versammlung oder den Aufzug wesent-
lich anders durchführt, als die Veranstal-
ter bei der Anmeldung angegeben haben, 
oder

2. Auflagen nach § 15 Abs. 1 nicht nach-
kommt, wird mit Gefängnis bis zu sechs 
Monaten oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 26 (Abhaltung verbotener oder nicht 
angemeldeter Versammlungen)

(1) Wer als Veranstalter oder Leiter

1. eine öffentliche Versammlung oder einen 
Aufzug trotz Verbots abhält oder trotz 
Auflösung oder Unterbrechung durch die 
Polizei fortsetzt oder

2. eine öffentliche Versammlung unter freiem 
Himmel oder einen Aufzug ohne Anmel-
dung (§ 14) durchgeführt,

wird mit Gefängnis bis zu sechs Monaten 
oder mit Geldstrafe bestraft.

(2) Kannte der Täter das Verbot, die Auflö-
sungsverfügung oder den Mangel der An-
meldung infolge von Fahrlässigkeit nicht, 
so ist auf Geldstrafe zu erkennen.



§ 27 (Führung von Waffen)

Wer bei öffentlichen Versammlungen oder 
Aufzügen Waffen bei sich führt, ohne zum Er-
scheinen mit Waffen behördlich ermächtigt zu 
sein, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
bestraft.

§ 28 (Verstöße gegen Uniform- und 
nationalsozialistisches Kennzeichenverbot)

Wer der Vorschrift des § 3 zuwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren be-
straft.

§ 29 (Übertretungen)

Mit Haft oder Geldstrafe bis zu fünfhundert 
Deutsche Mark wird bestraft, wer

1. an einer verbotenen öffentlichen Versamm-
lung oder einem verbotenen Aufzug teil-
nimmt,

2. trotz wiederholter Zurechtweisung durch 
den Leiter oder einen Ordner fortfährt, den 
Ablauf einer öffentlichen Versammlung 
oder eines Aufzuges zu stören,

3. sich nicht unverzüglich nach seiner Aus-
schließung aus einer öffentlichen Versamm-
lung oder einem Aufzug entfernt,

4. sich trotz Auslösung einer öffentlichen Ver-
sammlung oder eines Aufzuges durch die 
Polizei nicht unverzüglich entfernt,

5. der Aufforderung der Polizei, die Zahl der 
von ihm bestellten Ordner mitzuteilen, 
nicht nachkommt oder wissentlich eine un-
richtige Zahl mitteilt (§ 9 Abs. 2) oder

6. als Leiter oder Veranstalter einer öffent-
lichen Versammlung oder eines Aufzuges 
eine größere Zahl von Ordnern verwen-
det, als die Polizei zugelassen oder geneh-
migt hat (§ 9 Abs. 2, § 18 Abs. 2), oder 
Ordner verwendet, die anders gekennzeich-
net sind als es nach § 9 Abs. 1 zulässig ist.

Abschnitt V. Schlußbestimmungen

§ 30 (Aufhebung gesetzlicher Vorschriften)

(1) Die Vorschriften über Versammlungen und 
Aufzüge
1. des Vereinsgesetzes vom 19. April 1908 

(Reichsgesetzbl. S. 151), der Änderungsge-

setze vom 26. Juni 1916 (Reichsgesetzbl. 
S. 635) und vom 19. April 1917 (Reichsge-
setzbl. S. 361),

2. der Verordnung des Reichspräsidenten zur 
Erhaltung des inneren Friedens vom 19. De-
zember 1932 (Reichsgesetzbl. I S. 548)

3. der Verordnung des Reichspräsidenten zum 
Schutze des deutschen Volkes vom 4. Fe-
bruar 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 35) werden 
aufgehoben.

(2) § 107 a des Strafgesetzbuches in der Fas-
sung des Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches vom 23. Mai 1923 (Reichsge-
setzbl. I S. 296) wird aufgehoben.

§ 31 (Geltung in Berlin)

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund der in diesem Gesetz enthaltenen Er-
mächtigung erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge-
setzes.

§ 32 (Inkrafttreten)

Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft.

VI. Einzelne Strafbestimmungen 
aus dem Strafgesetzbuch

Strafgesetzbuch

§ 1 15 (Aufruhr)

(1) Wer an einer öffentlichen Zusammenrot-
tung, bei welcher eine der in §§ 113 und 114 
bezeichneten Handlungen mit vereinten Kräf-
ten begangen wird, teilnimmt, wird wegen 
Aufruhrs mit Gefängnis nicht unter sechs Mo-
naten bestraft.

(2) 1. Die Rädelsführer sowie diejenigen Auf-
rührer, welche eine der in §§ 113 und 114 be-
zeichneten Handlungen begehen, werden mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren bestraft; auch 
kann auf Zulässigkeit von Polizeiaufsicht er-
kannt werden.



2. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mona-
ten ein.

§ 116 (Auflauf)

(1) Wird eine auf öffentlichen Wegen, Straßen 
oder Plätzen versammelte Menschenmenge 
von dem zuständigen Beamten oder Befehls-
haber der bewaffneten Macht aufgefordert, 
sich zu entfernen, so wird jeder der Versam-
melten, welcher nach der dritten Aufforderung 
sich nicht entfernt, wegen Auflaufs mit Ge-
fängnis bis zu drei Monaten oder mit Geld-
strafe bestraft.

(2) Ist bei einem Auflauf gegen die Beamten 
oder die bewaffnete Macht mit vereinten Kräf-
ten tätlicher Widerstand geleistet oder Ge-
walt verübt worden, so treten gegen diejeni-
gen, welche an diesen Handlungen teilgenom-
men haben, die Strafen des Aufruhrs ein.

§ 124 (Schwerer Hausfriedensbruch)

Wenn sich eine Menschenmenge öffentlich 
zusammenrottet und in der Absicht, Gewalt-
tätigkeiten gegen Personen oder Sachen mit 
vereinten Kräften zu begehen, in die Woh-
nung, in die Geschäftsräume oder in das be-
friedete Besitztum eines anderen oder in ab-
geschlossene Räume, welche zum öffentlichen 
Dienst bestimmt sind, widerrechtlich eindringt, 
so wird jeder, welcher an diesen Handlungen 
teilnimmt, mit Gefängnis von einem Monat bis 
zu zwei Jahren bestraft.

§ 125 (Landfriedensbruch)

(1) Wenn sich eine Menschenmenge öffent-
lich zusammenrottet und mit vereinten Kräf-
ten gegen Personen oder Sachen Gewalttätig-
keiten begeht, so wird jeder, welcher an die-
ser Zusammenrottung teilnimmt, wegen Land-
friedensbruch mit Gefängnis nicht unter drei 
Monaten bestraft.
(2) 1. Die Rädelsführer sowie diejenigen, wel-
che Gewalttätigkeiten gegen Personen be-
gangen oder Sachen geplündert, vernichtet 
oder zerstört haben, werden mit Zuchthaus bis 
zu zehn Jahren bestraft; auch kann auf Zu-
lässigkeit von Polizeiaufsicht erkannt wer-
den.

2. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
tritt Gefängnisstrafe nicht unter sechs Mona-
ten ein.

§ 340 (Körperverletzung im Amt)

(1) 1. Ein Beamter, welcher in Ausübung oder 
in Veranlassung der Ausübung seines Amtes 
vorsätzlich eine Körperverletzung begeht oder 
begehen läßt, wird mit Gefängnis nicht unter 
drei Monaten bestraft.

2. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
kann die Strafe bis auf einen Tag Gefängnis 
ermäßigt oder auf Geldstrafe erkannt werden.

(2) 1. Ist die Körperverletzung eine schwere, 
so ist auf Zuchthaus nicht unter zwei Jahren 
zu erkennen.

2. Sind mildernde Umstände vorhanden, so 
tritt Gefängnisstrafe nicht unter drei Monaten 
ein.


